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Rechtsausschuss 
 
 
91. Sitzung (öffentlicher Teil)1 

9. Februar 2022 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:34 Uhr bis 14:19 Uhr 

 

Vorsitz:  Sonja Bongers (SPD) (stellv. Vorsitzende) 

Protokoll: Sitzungsdokumentarischer Dienst  

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 9 

Der Ausschuss kommt überein, die Tagesordnungspunkt 21, 
27 und 28 heute nicht zu beraten. 

1 Gesetz über den interkollegialen Ärzteaustausch bei Kindeswohlge-
fährdung – Änderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG) – 10 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 17/14280 

Ausschussprotokoll 17/1650 (Anhörung am 01.12.2021) 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen (Votum) 

– Wortbeiträge 

                                            
1  nichtöffentliches Protokoll mit TOP 24 siehe nöAPr 17/428;  
 vertrauliches Protokoll mit TOP 25 bis 28 siehe vAPr 17/52 
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Rechtsausschuss 09.02.2022 
91. Sitzung (öffentlicher Teil)  
 
 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Befassung mit dem Antrag abzuschließen. 

2 Sechstes Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-West-
falen 11 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16263 

– Verfahrensabsprache 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, dem Gesetzentwurf zu-
zustimmen. 

3 Gesetz zur Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes und des 
Landesbeamtengesetzes im Zusammenhang mit einer weiteren Ver-
selbstständigung des Verfassungsgerichtshofs für das Land Nordrhein-
Westfalen 12 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16294 

Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 

der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/16424 

– Verfahrensabsprache 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der AfD-Fraktion zu. 

Sodann empfiehlt der Ausschuss einstimmig, den so geänder-
ten Gesetzentwurf anzunehmen. 
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4 Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes zur Reform des Vormund-

schafts- und Betreuungsrechts und zur Änderung des Gesetzes über 
Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten 13 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16317 

– Verfahrensabsprache 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Befassung mit dem Antrag abzuschließen. 

5 In welchem Umfang sind in der Justiz Urlaubsansprüche aufgelaufen 
bzw. verfallen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 14 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6415 

– Wortbeiträge 

6 Corona in der Justiz (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlagen 1 
und 2]) 15 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6302 

Vorlage 17/6416 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

7 Auswirkungen der coronabedingten Maßnahmen auf die Suizide im 
Justizvollzug 16 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6417 

– Wortbeiträge 
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8 Verdächtigte wegen überlanger Verfahrensdauer aus der Untersuchungs-

haft entlassen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 17 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6303 

– keine Wortbeiträge 

9 Nennung der Nationalität der Tatverdächtigen (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 18 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6304 

– keine Wortbeiträge 

10 Hochwasserschäden nach der Hochwasserkatastrophe (Bericht bean-
tragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 19 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6305 

– Wortbeiträge 

11 Ermittlungsverfahren bezüglich der Hochwasserkatastrophe und der 
Kiesgrube in Blessem (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 20 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6427 

– Wortbeiträge 

12 Unbesetzte Stellen – Stellenbesetzung in der Justiz zum 31.12.2021 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 21 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6306 

– keine Wortbeiträge 
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13 Umsetzungsstand des Justizvollzugsmodernisierungsprogramms (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 22 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6320 

– keine Wortbeiträge 

14 Nutzung von Kontaktnachverfolgungsdaten zum Zwecke der Strafver-
folgung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 4]) 23 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6420 

– Wortbeiträge 

15 Rechtsextremismus-Verdachtsfälle im Geschäftsbereich des Justiz-
ministeriums (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 5]) 24 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6435 

– keine Wortbeiträge 

16 Geldautomat in Leichlingen gesprengt (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 6]) 25 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6421 

– keine Wortbeiträge 

17 Cannabis-Plantage entdeckt (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 6]) 26 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6422 

Vertrauliche Vorlage 17/206 

– keine Wortbeiträge 
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18 NRW-Innenminister: Straftäter auch nach Syrien abschieben (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 27 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6423 

– keine Wortbeiträge 

19 Geflohener Rocker wird für Kneipen-Mord ausgeliefert (Bericht bean-
tragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 28 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6424 

Vertrauliche Vorlage 17/207 

– keine Wortbeiträge 

20 Sachstand Besetzungen und Krankenstände der Leitungen der Justiz-
vollzugsanstalten in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 29 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6425 

– Wortbeiträge 

21 Haushalts-Ist zum Einzelplan 04 zum 31.12.2021 (Bericht beantragt von 
der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 30 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6426 

– wird nicht behandelt 

22 Vorwürfe des Essener Oberbürgermeisters (Bericht beantragt von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 31 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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23 Verschiedenes 33 

Der Ausschuss kommt überein, seinen Bedarfstermin am 16. März 
2022 aufzuheben und die Tagesordnungspunkte 27 und 28 nun 
doch zu behandeln. 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Ausschuss kommt überein, die Tagesordnungspunkt 21, 
27 und 28 heute nicht zu beraten. 
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1 Gesetz über den interkollegialen Ärzteaustausch bei Kindeswohlgefähr-

dung – Änderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG) – 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/14280 

Ausschussprotokoll 17/1650 (Anhörung am 01.12.2021) 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen (Votum)  

(Der Gesetzentwurf wurde am 01.07.2021 nach Beratung ein-
stimmig an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
federführend –, an den Ausschuss für Familie, Kinder und Ju-
gend, an die Kommission zur Wahrnehmung der Belange der 
Kinder, an den Innenausschuss sowie an den Rechtsausschuss 
überwiesen.) 

Dr. Jörg Geerlings (CDU) betont, der Gesetzentwurf nehme das Wesentliche in den 
Blick, nämlich das Kindeswohl, sodass die CDU-Fraktion ihm zustimmen werde. 

Sven Wolf (SPD) bezeichnet es als sinnvoll, die durch den Bund geschaffenen Kom-
petenzen für Rechtsklarheit zu nutzen. Da sich die SPD-Fraktion aber noch nicht fest-
gelegt habe, bitte er darum, kein Votum abzugeben.  

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Befassung mit dem Antrag abzuschließen. 
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2 Sechstes Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16263 

– Verfahrensabsprache  

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Rechtsausschuss überwiesen.) 

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, dem Gesetzentwurf zu-
zustimmen. 
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3 Gesetz zur Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes und des Lan-

desbeamtengesetzes im Zusammenhang mit einer weiteren Verselbststän-
digung des Verfassungsgerichtshofs für das Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16294 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/16424 

– Verfahrensabsprache  

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Rechtsausschuss – federführend –, an den 
Hauptausschuss sowie an den Haushalts- und Finanzausschuss 
überwiesen.) 

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der AfD-Fraktion zu. 

Sodann empfiehlt der Ausschuss einstimmig, den so geänder-
ten Gesetzentwurf anzunehmen. 
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4 Gesetz zur Umsetzung des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und 

Betreuungsrechts und zur Änderung des Gesetzes über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Krankheiten 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16317 

– Verfahrensabsprache  

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les – federführend –, an den Rechtsausschuss sowie an den Haus-
halts- und Finanzausschuss überwiesen.) 

Der Ausschuss kommt überein, kein Votum abzugeben und 
seine Befassung mit dem Antrag abzuschließen. 
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5 In welchem Umfang sind in der Justiz Urlaubsansprüche aufgelaufen bzw. 

verfallen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6415  

Sven Wolf (SPD) möchte wissen, warum die Zahlen im Justizvollzug deutlich höher 
lägen als bei den Staatsanwaltschaften. 

MDgt’in Caroline Ströttchen (JM) berichtet von teilweise unbesetzten Stellen im Jus-
tizvollzug, weshalb zusätzlich zu den Mehrarbeitsstunden Urlaubsansprüche anfielen, 
wobei zunächst die Mehrarbeitsstunden abgebaut würden. Auch erkrankten Justizvoll-
zugsbedienstete aufgrund ihrer körperlichen Tätigkeit öfter, sodass andere Kollegen 
einspringen müssten, was wiederum zu Mehrarbeitsstunden führe, die vor den Ur-
laubsansprüchen abgebaut werden müssten. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE) spricht die starke Steigerung bei der Verwaltungsgerichts-
barkeit an; ihn interessiere ihre Ursache und was die Landesregierung dagegen unter-
nehme. 

MR Detlef Heinrich (JM) stellt einen Anstieg über mehrere Jahre fest, dessen Gründe 
er nicht kenne; die Antwort werde er schriftlich nachliefern. Ab 2020 gebe es mit Blick 
auf die Coronainfektionen eine relativ hohe Urlaubsübertragungsrate, denn man spre-
che nicht über verfallenen Urlaub. Übertragener Urlaub könne auch noch in den Folge-
jahren genommen werden, sodass es keiner Maßnahmen bedürfe, was auch in den 
anderen Gerichtsbarkeiten und bei den Staatsanwaltschaften der Fall sein dürfte. Die 
Zahlen zum verfallenen Urlaub lägen in der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
deutlich niedriger. 
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6 Corona in der Justiz (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlagen 1 und 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6302 
Vorlage 17/6416  

MDgt’in Caroline Ströttchen (JM) berichtet: 

Im Moment sind 210 Gefangene infiziert, mithin 1,5 % der 13.750, sowie 358 Be-
dienstete, mithin 3,6 %. Bei den Gefangenen liegt der Schwerpunkt mit 41 Fällen 
derzeit in der JVA Düsseldorf. In Ostwestfalen gibt es weiterhin im offenen wie im 
geschlossenen Vollzug ein vermehrtes Infektionsgeschehen.  

Sven Wolf (SPD) stellt einen geringen Anteil geboosterter Gefangener fest, wofür er 
um Erklärungen bittet.  

MDgt’in Caroline Ströttchen (JM) führt die geänderte Einordnung des Impfstoffs von 
Johnson & Johnson an, nach der nun erst eine Zweitimpfung vor der Boosterimpfung 
erforderlich sei. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE) moniert, er hätte sich gewünscht, von der Quarantäne in 
vier von fünf Hafthäusern der JVA Düsseldorf vom Ministerium und nicht aus der Rhei-
nischen Post zu erfahren, und möchte wissen, ob die Landesregierung die Justizvoll-
zugsanstalten nach wie vor weniger stark belege, um durch mehr Platz Infektionen zu 
vermeiden. 

MDgt’in Caroline Ströttchen (JM) bestätigt, noch immer würden Ersatzfreiheitsstrafen 
unter 130 Tagessätzen nicht vollstreckt, um gerade im geschlossenen Vollzug Isolati-
onsbereiche zu ermöglichen. 
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7 Auswirkungen der coronabedingten Maßnahmen auf die Suizide im Justiz-

vollzug 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6417  

Stefan Engstfeld (GRÜNE) dankt der Landesregierung dafür, dass der Bericht für die 
nichtöffentliche Vollzugskommission in die öffentliche Sitzung des Rechtsausschusses 
aufgenommen worden sei, um die Vorgänge und die Kausalitäten nachvollziehen zu 
können. 

Sven Wolf (SPD) zeigt sich beruhigt, dass die hohen Zahlen des Jahres 2020 im Jahr 
2021 wieder zurückgegangen seien. 
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8 Verdächtigte wegen überlanger Verfahrensdauer aus der Untersuchungs-

haft entlassen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6303 

– keine Wortbeiträge 
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9 Nennung der Nationalität der Tatverdächtigen (Bericht beantragt von der SPD-

Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6304 

– keine Wortbeiträge 
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10 Hochwasserschäden nach der Hochwasserkatastrophe (Bericht beantragt 

von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6305  

Stefan Engstfeld (GRÜNE) fragt nach Aktualisierungen des inzwischen schon einige 
Wochen alten Berichts sowie nach der aktuellen Belegungssituation in der JVA Eus-
kirchen. 

Sven Wolf (SPD) fragt ergänzend zur JVA Euskirchen nach der aktuellen Situation zu 
Heizung und Strom. 

MDgt’in Caroline Ströttchen (JM) teilt mit, der Strom laufe wieder. Für ein Gebäude 
müssten Brandschutztüren noch eingekauft werden. Die Landesregierung hoffe, die 
Anstalt im März bzw. spätestens im April wieder voll belegen zu können. Die letzten 
Gefangenen aus anderen Anstalten seien inzwischen wieder nach Euskirchen zurück-
geführt worden. 

MDgt Thomas Kexel (JM) ergänzt, mit Blick auf die anderen Gebäude gebe es keinen 
wesentlichen zu aktualisierenden Sachstand. 
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11 Ermittlungsverfahren bezüglich der Hochwasserkatastrophe und der Kies-

grube in Blessem (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6427  

Sven Wolf (SPD) moniert, die Landesregierung habe keine einzige Frage inhaltlich 
beantwortet. Am 12. Januar habe die SPD-Fraktion den Bericht für die Ausschusssit-
zung am 19. Januar erbeten. Am 14. Januar habe das Justizministerium die angefor-
derten Akten an den PUA übersandt, wobei es sich gewiss um einen reinen Zufall 
handele. Er fragt nach Abstimmungen oder Zuständigkeitsschwierigkeiten mit Blick auf 
das Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft und das Ordnungswidrigkeitenver-
fahren der Bezirksregierung, wie das Ministerium die Tatsache bewerte, dass es nun 
zwei Gutachten gebe, und ob die Ermittlungen wegen eines möglichen strafrechtlichen 
Vorwurfs von Amts wegen oder aufgrund einer Anzeige aufgenommen worden seien. 

MDgt Dr. Christian Burr (JM) bittet darum, die aufgeworfenen Fragen im PUA V zu 
stellen. 
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12 Unbesetzte Stellen – Stellenbesetzung in der Justiz zum 31.12.2021 (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6306 

– keine Wortbeiträge 
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13 Umsetzungsstand des Justizvollzugsmodernisierungsprogramms (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6320 

– keine Wortbeiträge 
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14 Nutzung von Kontaktnachverfolgungsdaten zum Zwecke der Strafverfol-

gung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6420  

Sven Wolf (SPD) stellt fest, es gehe um das Vertrauen darauf, dass die Daten nicht 
für andere Zwecke genutzt würden, wenn man § 28 Abs. 4 des Infektionsschutzgeset-
zes auch sehr unterschiedlich auslegen könne. Ausweislich des Berichts gebe es 
keine einheitliche Rechtsansicht der Behörden, wobei er die vom Minister in der Zei-
tung geäußerte Rechtsansicht teile. Er möchte wissen, ob die Landesregierung ver-
sucht habe, auf eine einheitliche Auslegung hinzuwirken. 

Minister Peter Biesenbach (JM) antwortet, er gehe davon aus, dass die Behörden 
intern eine ähnliche Auffassung verträten wie er und nicht versuchten, diese Daten 
heranzuziehen. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 24 - APr 17/1730 

Rechtsausschuss 09.02.2022 
91. Sitzung (öffentlicher Teil)  
 
 
15 Rechtsextremismus-Verdachtsfälle im Geschäftsbereich des Justizministe-

riums (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6435 

– keine Wortbeiträge 
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16 Geldautomat in Leichlingen gesprengt (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 

[s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6421 

– keine Wortbeiträge 
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17 Cannabis-Plantage entdeckt (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6422 
Vertrauliche Vorlage 17/206 

– keine Wortbeiträge 

(siehe auch vAPr 17/52) 
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18 NRW-Innenminister: Straftäter auch nach Syrien abschieben (Bericht bean-

tragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6423 

– keine Wortbeiträge 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 28 - APr 17/1730 

Rechtsausschuss 09.02.2022 
91. Sitzung (öffentlicher Teil)  
 
 
19 Geflohener Rocker wird für Kneipen-Mord ausgeliefert (Bericht beantragt von 

der AfD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6424 
Vertrauliche Vorlage 17/207 

– keine Wortbeiträge 

(siehe auch vAPr 17/52) 
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20 Sachstand Besetzungen und Krankenstände der Leitungen der Justizvoll-

zugsanstalten in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der SPD-Frak-
tion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6425  

Sven Wolf (SPD) möchte wissen, warum es bislang keine Ausschreibung für die JVA 
Kleve gebe. 

Minister Peter Biesenbach (JM) erläutert, dafür bestehe bislang keine Notwendigkeit, 
weil die dafür vorgesehene Person erst noch eine laufbahnrechtliche Voraussetzung 
erfüllen müsse; Streitigkeiten im Vollzug bestünden nicht. Auf Nachfrage von Stefan 
Engstfeld (GRÜNE) teilt er mit, dies werde im Frühjahr dieses Jahres erfolgen. 
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(Wird heute nicht behandelt; siehe „Vor Eintritt in die Tagesordnung“) 

21 Haushalts-Ist zum Einzelplan 04 zum 31.12.2021 (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6426  
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22 Vorwürfe des Essener Oberbürgermeisters (Bericht beantragt von der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 

MR Detlef Heinrich (JM): Wir haben uns die Entwicklung dieses Falles durch den 
Präsidenten des Amtsgerichts in Essen und der Präsidentin des Landgerichts in Essen 
berichten lassen. Es handelt sich um einen völlig normalen Vorgang: Eine Anklage 
gegen acht Jugendliche bzw. Heranwachsende ist von der Staatsanwaltschaft Essen 
erhoben und zunächst beim Amtsgericht anhängig gemacht worden.  

Das Amtsgericht hat geprüft, ob nach § 40 des Jugendgerichtsgesetzes wegen des 
Umfangs der Sache die Übernahme durch eine Jugendkammer des Landgerichts gebo-
ten erscheint. Im Vorfeld ist Akteneinsicht bewilligt worden; für die acht Angeschuldig-
ten mussten auch Pflichtverteidiger bestellt werden, was seine Zeit gedauert hat. Da-
bei ist anzumerken, dass es sich um keine Haftsache gehandelt hat und natürlich auch 
bei der Jugendkammer und auch beim Amtsgericht zu der Zeit andere und auch Haft-
sachen anhängig waren.  

Nach einigen Monaten ist die Sache der Jugendkammer vorgelegt worden, die eben-
falls zunächst prüfen muss, ob sie das Verfahren übernimmt und eröffnet. Hier gibt es 
eine Besonderheit des Jugendgerichtsgesetzes: Der Übernahmebeschluss ist mit dem 
Eröffnungsbeschluss zu verbinden; das ergibt sich aus dem Gesetz. Die Kammer 
musste sich die Sache also im Vorgriff daraufhin ansehen, ob weitere Ermittlungen in 
der Sache über die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft hinaus anzustellen sind. Das 
hat die Jugendkammer offensichtlich bejaht und Sachverständigengutachten in Auf-
trag gegeben, deren Ergebnis noch nicht vorliegt. 

Auch wenn die Entwicklung bei isolierter Betrachtung durchaus einige zeitliche Lücken 
aufweist, handelt es sich doch um eine Vorgehensweise, die absolut normal ist, sich 
im Bereich des Üblichen bewegt, keinerlei Anhaltspunkte für dienstaufsichtsrechtliches 
Einschreiten bietet und im Kernbereich der richterlichen Unabhängigkeit nach 
Art. 97 Grundgesetz anzusiedeln ist. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Kann man sich denn erklären, warum der Essener Ober-
bürgermeister einen solchen Brief schreibt?  

Minister Peter Biesenbach (JM): Herr Engstfeld, ich kann Ihnen meine Erklärung 
geben, ohne zu sagen, dass es das wirklich ist. Er wird sich wahrscheinlich massiv 
über die Vorfälle geärgert haben und hat gesagt: Mir platzt der Kragen, weil noch nichts 
passiert ist; ich schreibe mal diesen Brief. – Es kann eigentlich intern keinen anderen 
Grund geben.  

Wer das Verfahren und die Nöte nicht kennt, die Herr Heinrich gerade beschrieben 
hat, wundert sich wahrscheinlich auch, denn das sind eigentlich Vorfälle, die die Justiz 
wie auch ich gerne zügig vor den Schranken des Gerichts hat. Wenn wir aber die Be-
richte bekommen, zeigt sich, wie viel Tücke darin liegt, die Beweise so zu erbringen, 
dass ein Gericht zügig zum abschließenden Urteil kommen kann; anders kann ich mir 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 32 - APr 17/1730 

Rechtsausschuss 09.02.2022 
91. Sitzung (öffentlicher Teil)  
 
 
das nicht erklären. Wenn Sie Lust haben, rufe ich ihn mal an und frage ihn, was ihn 
bewogen hat; dann bekommen Sie auch die Information, was er mir sagt. 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Ich bin nur nicht ganz sicher, ob ich dann alles erfahre, 
was in dem Gespräch beredet wird. Sie haben ihm also noch nicht schriftlich geant-
wortet und haben das auch nicht vor? 

Minister Peter Biesenbach (JM): Doch, er bekommt eine Antwort. Wir haben ihm 
eine Zwischennachricht nach dem Motto gegeben: Wir haben Berichte angefordert. – 
Allerdings geht der Ausschuss vor, sodass der Oberbürgermeister jetzt auch eine Ant-
wort bekommt. Ich versuche, Ihnen ausführlich mitzuteilen, was er mir sagt. 
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23 Verschiedenes 

Der Ausschuss kommt überein, seinen Bedarfstermin am 16. März 
2022 aufzuheben und die Tagesordnungspunkte 27 und 28 nun 
doch zu behandeln. 

(Es folgen ein nichtöffentlicher Sitzungsteil, siehe nöAPr 17/428, sowie 
ein vertraulicher Sitzungsteil, siehe vAPr 17/52.) 

gez. Sonja Bongers 
stellv. Vorsitzende 

7 Anlagen 
21.03.2022/23.03.2022 
14 
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